Planzeichenerklarung

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 6
des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189) geandert worden ist.

Verkehrsflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

offentliche StraRenverkehrsflache

Stralkenbegrenzungslinie

offentliche Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

E Parken
FuRweg
Fahrradweg

Fahrradabstellanlage (gem. Texteinschrieb)
FulRganger- und Fahrradbricke (gem. Texteinschrieb)

Bushaltestelle (gem. Texteinschrieb)

private Straldenverkehrsflache

Bahnanlagen

Griinflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

offentliche Grinflache

Flachen fiir die Landwirtschaft und Wald
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

_ Flache fiir Wald

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Wasserflache

Sonstige Planzeichen

| | Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen oder Mal} der Nutzung

GFL1 Mit Geh (G) -, Fahr (F) - und Leitungs- (L) Rechten zu belastende Flache
j—\ N | [
e N) ©
\\\\i\\ Briicke - siehe TF 3.1.1
\ o T I+ Treppenbauwerke gem. Entwurfsplanung
o o Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des
Naturschutzrechts Landschaftsschutzgebiet (LSG)
,Muggelspree-Locknitzer Wald- und Seengebiet”
Q G Abgrenzung von Flachen, deren Nutzungen bis zum Eintritt der textlich
festgesetzten (TF 4) Umstande unzuldssig sind.
Planunterlage
16 Grenze der Flursticke mit Flursticksnummer (gemaR Vermessungsplan)
Hinweise

1.Artenschutz

Folgende MalRnahmen zur Vermeidung sollen gem. Artenschutzrechtlichem Fachbeitrag (Natur + Text, Stand August 2026) durchgefuhrt werden, um Gefahrdungen von Tier-
und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu vermeiden oder zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestdénde gem. § 44 Abs. 1i.V.m. Abs. 5
BNatSchG erfolgt unter Berticksichtigung dieser Vorkehrungen:

Vars1 Okologische Baubegleitung

Vg2 Bauzeitenregelung fur Baufeldfreimachung und Gehdlzfallungen

Vre3 Erhalt von Habitatbaumen

Vre4 Kontrolle von Habitatbaumen

Vre® Vermeidung unnétiger Lichtverschmutzung

Vg6 Stellung von Reptilienschutzzaun

2. Altlasten

Werden bei der Realisierung des Vorhabens neue Erkenntnisse gewonnen, die darauf hinweisen, dass in der Vergangenheit im Vorhabenareal mit umweltgefahrdenden Stoffen
derart umgegangen wurde, dass nicht unerhebliche Eintrage solcher Stoffe in den Boden vermutet werden, ist die untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehoérde
unverzuglich dartber zu informieren. Die Pflicht zur Anzeige von Altlasten und Altlastverdachtsflachen gegeniber der zustandigen Behoérde ergibt sich fir Eigentimer sowie
Verfugungs- und Nutzungsberechtigte von Grundstiicken aus § 31 Abs. 1 u. 2 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG).

3. Abfallentsorgung

Alle anfallenden Abfélle sind ordnungsgemall nach der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) zu deklarieren. Alle Abfalle sind einer ordnungsgemafen, zulassigen und
nachweisbaren Verwertung gemaf §§ 7 ff. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) respektive sollte dies nicht moglich sein, einer ordnungsgemaflen Beseitigung geman §§ 15 ff.
KrWG zuzufiihren. Dabei sind die Vorschriften der Nachweisverordnung (NachwV) einzuhalten. Anfallende gefahrliche Abfalle sind gemafl® Sonderabfallentsorgungsverordnung
(SADbfEV) der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg / Berlin mbH-(SBB) anzudienen. Werden gefahrliche Abfalle einem Einsammler Gibergeben, so sind die Ubernahmescheine
getrennt nach Abfallart in zeitlicher Reihenfolge geordnet in einem Register gemal § 24 NachwV abzulegen. Die Abfallentsorgungswege sind auf Verlangen der zustandigen
Behdrde gemal § 47 Abs. 3 KrWG darzulegen. Nach Stilllegung der Anlagen sind die Standorte nach geltendem Recht vollstandig zuriickzubauen. Die anfallenden Abfalle sind
einer geordneten Verwertung bzw. Entsorgung zuzufihren.

4, Bodenschutz

FUr den Einbau von Recycling-Materialien finden die Regelungen der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) Anwendung. Beim Einbau von nicht aufbereitetem
Bodenmaterial und Baggergut findet die Untersuchungspflicht nach § 14 ErsatzbaustoffV Anwendung. Die Verwendung mineralischer Ersatzbaustoffe (MEB) in technischen
Bauwerken des Stralen- und Erdbaus ist nur noch zulédssig, wenn diese Ersatzbaustoffe einer der in der ErsatzbaustoffV definierten Materialklasse (ErsatzbaustoffV Anlage 2
Tab. 1 - 27) zugeordnet werden und die sonstigen Anforderungen zur Verwendung (nach §19 ErsatzbaustoffV) eingehalten werden. GemaR § 22 ErsatzbaustoffV ist der Einbau
bestimmter MEB oder deren Gemische ab einem vorgesehenen Einbaugesamtvolumen von mindestens 250 Kubikmetern (m®) sowie der Einbau bestimmter MEB in
Wasserschutzgebieten / Heilquellenschutzgebieten vier Wochen vor Beginn des Einbaus schriftlich oder elektronisch der zustandigen Behdérde vom Verwender anzuzeigen
(Voranzeige).

5. Denkmalschutz

Werden bei den Erdarbeiten noch nicht registrierte Bodendenkmale entdeckt gilt § 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG, wonach entdeckte Bodendenkmale bzw. Funde
(Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen, Holzpfahle oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstéande u. a.) unverziglich der unteren Denkmalschutzbehoérde
des Landkreises Oder- Spree (denkmalschutz@l-os.de) und dem Brandenburgischen Landesamt flur Denkmalpflege und Archdologisches Landesmuseum
(poststelle@bldam-brandenburg.de) anzuzeigen sind. Die Funde und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche unverandert zu erhalten, damit fachgerechte
Untersuchungen und Bergungen vorgenommen werden konnen.

Auf den Flursticken 534 und 830 der Flur 1 der Gemarkung Hangelsberg befindet sich das gemal § 3 Abs. 2 BbgDSchG in der Denkmalliste des Landes Brandenburg
verzeichnete Einzeldenkmal ,Bahnhofempfangsgebaude mit Abort- und Aufenthaltsgebaude sowie Beamtenwohnhaus mit Nebengebaude, Bahnmeisterei und strallenseitiger
Grundstickseinfriedung, Stralle der Befreiung 12, 15537 Hangelsberg“. Grundsatzlich wird darauf hingewiesen, dass Denkmale im Sinne des BbgDSchG in ihrer baulichen
Substanz und ihrem Erscheinungsbild zu erhalten, zu schitzen und zu pflegen sind (§ 7 Abs. 1 BbgDSchG). Veranderungen der baulichen Substanz oder des
Erscheinungsbildes eines Denkmals seiner Umgebung unterliegen der denkmalrechtlichen Erlaubnispflicht gemal § 9 Abs. 1 BbgDSchG. Baugrunduntersuchungen und
Baudurchfliihrung missen die Standsicherheit des Denkmals gewahrleisten. Sowohl die untere Denkmalschutzbehdrde des Landkreises Oder-Spree als auch das BLDAM sind
rechtzeitig und fortlaufend in die Planung mit einzubeziehen.

Textliche Festsetzungen
1. Flachen fiir Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

TF 1 Innerhalb der festgesetzten offentlichen Strallenverkehrsflachen sowie innerhalb der

offentlichen Grunflachen sind Nebenanlagen, die der Ver- und Entsorgung dienen zulassig.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

2. Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-wicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 25 a und b BauGB)

TF 2.1 Die Beleuchtung im AuRenraum des gesamten Plangebietes ist auf insektenvertragliche

2700 Kelvin zu beschranken. Die Lichtintensitat ist so gering wie moglich zu halten. Es ist nur
eine insektenvertragliche Beleuchtung mit geringer Lockwirkung (Natriumdampflampen oder
LED-Technik) und einer Grundausrichtung von oben nach unten zulassig. Die

insektenschonende Aufienbeleuchtung ist im gesamten Geltungsbereich zu verwenden.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

TF 2.2 Nicht notwendigerweise im Zuge von Baumalnahmen zu fallende Baume innerhalb des
Plangebietes mit einem Stammumfang von mindestens 50 cm, gemessen in einer Hohe von

1,00 m Uber dem Erdboden, sind zu erhalten.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

TF 2.3 Stellplatzanlagen fur mehr als 6 Kraftfahrzeuge sind mit Baumen zu begrinen und zu
gliedern. Dazu ist je angefangene 6 Stellplatze ein Baum gemaf Pflanzliste zu pflanzen und bei
Abgangen gleichwertig zu ersetzen. Bestandsbaume, die im Zuge von Baumalinahmen erhalten

werden konnen, durfen auf die Pflanzungen angerechnet werden.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

TF 2.4 Die Befestigung von Stellplatzen und deren Zufahrten ist nur in wasser- und
luftdurchlassigem  Aufbau  herzustellen. Als wasser- und luftdurchlassig gelten
Versickerungspflaster mit bauaufsichtlicher Zulassung, Pflaster mit einem Fugenanteil von

mindestens 30%, Rasengittersteine, wassergebundene Decken oder Schotterrasen.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

TF 2.5 Fir hohlenbriitende Vogelarten sind 2 Nistkasten je betroffenem Revier als vorgezogene
AusgleichsmalRnahme aufzuhangen:

- Kleiber: Durchmesser Einflugloch 32 mm bzw. ovaler Einflug, 1 betroffenes Revier

im Geltungsbereich, ergibt 2 Nistkasten;

- Star: Durchmesser Einflugloch: 45 mm; 1 betroffenes Revier im Geltungsbereich, ergibt

2 Nistkasten.

Die Nistkasten sind an geeignete Baume in den verbleibenden und nicht durch die Bautatigkeiten
beeintrachtigten Waldflachen auf dem Flurstick 681 in der Flur 1, Gemarkung Hangelsberg
anzubringen. Die Anbringung sollte in 3 bis 4 m Hohe mit dem Einflugloch nach Sidosten

erfolgen.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

TF 2.6 Fur Baume mit potenziell nutzbaren Fledermausquartierstrukturen sind 2
Fledermausquartierkasten je betroffener Struktur als vorgezogene AusgleichsmalRnahme
aufzuhangen:

- Flachkasten (Ersatz flr potenzielles Spaltenquartier) insgesamt 2 Baume mit Spalten betroffen,
notwendiger Ersatz 4 Kasten.

- Héhlenkasten (Ersatz flr potenzielles Héhlenquartier) insgesamt 3 Baume mit Hohlen betroffen,
notwendiger Ersatz: 6 Kasten.

Die Quartierkadsten sind an geeignete Baume in den verbleibenden und nicht durch die
Bautatigkeiten beeintrachtigten Waldflachen auf dem Flurstick 681 in der Flur 1, Gemarkung

Hangelsberg anzubringen. Die Anbringung sollte in 3 bis 4 m Héhe mit freiem Anflug erfolgen.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

3. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

TF 3.1 Die Flache NOPQN ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Aligemeinheit zu
belasten. Das Geh- und Fahrrecht umfasst die Befugnis der Gemeinde, auf der Flache eine
Briicke zu errichten und zu unterhalten. Die Unterkante der Briicke muss mindestens eine lichte

Hohe von 6,22 m, gemessen ab der Schienenoberkante, betragen.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

TF 3.2 Die Flache mit der Kennzeichnung ,GFL 1“ ist mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten der anliegenden Flurstiicke 830 und 831, Flur 1 der Gemarkung Hangelsberg sowie
fur den Bau und Betrieb von Versorgungsleitungen zustandiger Unternehmenstrager zu belasten.
Das Leitungsrecht umfasst die Befugnis der zustandigen Unternehmenstrager, unterirdische

Versorgungsleitungen zu verlegen und zu unterhalten.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

TF 3.3 Die Flache mit der Kennzeichnung ,GFL 2 ist mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten der anliegenden Flurstiicke 18 und 831, Flur 1 der Gemarkung Hangelsberg sowie flr
den Bau und Betrieb von Versorgungsleitungen zustandiger Unternehmenstrager zu belasten.
Das Leitungsrecht umfasst die Befugnis der zustandigen Unternehmenstrager, unterirdische

Versorgungsleitungen zu verlegen und zu unterhalten.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

4 Bedingende Festsetzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

TF 4.1 Die Festsetzungen fur die Flachen A-B-C-D-E-F-G-H-I-A und J-K-L-M-J sind erst zulassig,
nachdem die im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 57 ,Gewerbegebiet Hangelsberg Nord*“ als
offentliche Strallenverkehrsflache festgesetzten Umgehungsstralle mit der Strallentberfihrung
Uber die Bahnanlage (L385 neu) sowie die in diesem Bebauungsplan festgesetzte Fuliganger-
und Fahrradbricke fir den 6ffentlichen Verkehr freigegeben wurden. Bis zum Eintritt dieser
Umstande werden die Flachen A-B-C-D-E-F-G-H-I-A und J-K-L-M-J als Stralenverkehrsflache

festgesetzt.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

Pflanzliste

gebietsheimische, standortgerechte Baume der Qualitdt Hochstamm, 3xv mDb, StU 16-18 cm;
die Verwendung von Sorten ist zulassig

Acer campestre Feldahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica Rotbuche

Quercus petraea

Traubeneiche

Quercus robur Stieleiche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus torminalis Elsbeere
Tilia cordata Winterlinde

Tilia platyphyllos

Sommerlinde

Ulmus minor

Feldulme

Verfahrensvermerke
1. Aufstellungsbeschluss
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grinheide (Mark) hat in ihrer Sitzung vom

.................... den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes gefasst. Der
Beschlussistam .................... ortsublich bekanntgemacht worden.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Blurgermeister

2, Frihzeitige Beteiligung
Die frihzeitige Burgerbeteiligung wurde durch o&ffentliche Auslegung vom ....................

bis zum ... durchgefuhrt. Die frihzeitige Beteiligung der berihrten Behdrden
gemal § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreibenvom .....................

Granheide (Mark), den ...........ccocoeee Siegel
Der Burgermeister
3. Beteiligung
Der Entwurf des Bebauungsplanes (Stand .................... ) wurde in der Zeit vom
.................... bis einschlieRlich .................... gemal § 3 Abs. 2 BauGB im Internet
veroffentlicht. Die von der Planung berlihrten Behérden wurden gemai § 4 Abs. 2 BauGB

mit Schreiben vom .................... beteiligt.

Die offentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen wahrend der
Auslegungsfrist von jedermann elektronisch, schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht
werden kbnnen, am .................... ortsublich bekanntgemacht worden.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Blurgermeister

4, Abwagungsbeschluss
Die im Rahmen der 6ffentlichen Auslegungen vorgetragenen Anregungen sowie die
Stellungnahmen der beteiligten Behérden und Trager offentlicher Belange wurden von der

Gemeindevertretung in offentlicher Sitzung am .................... beraten und abgewogen.
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Burgermeister

5. Katastervermerk
Die Verwendete Plangrundlage enthalt den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit
Stand ...l und weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie

Stralen, Wege, und Platze vollstandig nach. Sie ist hinsichtlich der Planungsrelevanten
Bestandteile geometrisch eindeutig. Die Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in
die Ortlichkeit ist eindeutig méglich.

Grunheide (Mark), den ....................
Offentlich bestellter Vermesser

6. Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen

(Stand ...l ), wurde von der Gemeindevertretung am ...................... gem. § 10
BauGB als Satzung beschlossen. Die Begrindung zur Satzung uUber den Bebauungsplan
wurde gebilligt.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Burgermeister

7. Ausfertigung
Es wird bestatigt, dass der Inhalt des Bebauungsplanes mit dem hierzu ergangenen
Beschluss der Gemeindevertretung vom .............c..cee. Ubereinstimmt. Die Satzung
uber den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen
Festsetzungen, wird hiermit ausgefertigt.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Burgermeister

8. Offentliche Bekanntmachung und Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der die Satzung mit
Begrindung nach §10 Abs.4 BauGB zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird, sind am
.................. ortstiblich bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die
Voraussetzungen fur die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist am
.................. in Kraft getreten.

Grunheide (Mark), den ....................
Der Blrgermeister

Rechtsgrundlage

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017
(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026
(BGBI. 2026 | Nr. 226) geandert worden ist.

- Verordnung liber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786),
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert
worden ist.

- Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.
Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.
August 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189) geandert worden ist.

Ubersichtskarte
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Gemeinde Grunheide (Mark)

Bebauungsplan Nr. 63

»,Hangelsberg Personuberfihrung und

Bahnhofsumfeld“
Malistab Fassung Stand
1:750 Entwurf August 2026

Kartengrundlage

Vermesserplan: Franzen und Bandow Vermessungsingenieure - Datum: 16.04.2026

Verwaltung

Gemeinde Griunheide (Mark)
IV Bauamt

Am Marktplatz 1

15537 Griunheide (Mark)

Bearbeitung
Firu mbH - Berliner StralRe, 10 - 13187 Berlin

FIRU >, 1|




	Pläne und Ansichten
	A1 (Quer)


